
Bundessozialgerieht

11/1RA142/63 " ImNamendest1kcs

In dem Rechtsstreit

Beklagten und Revisionsklägerin,
Verzündet am

40 Febr„ 1965

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten‚

hat der 11„ Senat des Bundessozialgeriehts auf die

mündliche Verhandlung vom 4„ Februar 1965 in Berlin,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident " Dr„ H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesriehter ‘f’ S o n n e n b e r g und

Bundesrichter -„ Dro B u s s
als weitere Berufsrichtery

Bundessozialrichter Dr„ Fritzemeyer und

Bundessozialrichter Kwiatkowski
als ehrenamtliche Richter‚

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 260 März 1963 aufge—

hoben; die Sache wird zu neuer Entscheidung an das

Landessozialvericht zurückverwieseno0

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der Kläger9 geboren am 2° April 1899, begehrt das

Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit (@ 25 Abso 2

des Angestelltenversicherungsgesetzes — AVG —)„ Er

war vom 2„ April 1915 bis zu seiner Einberufung zum

Kriegsdienst am 150 September 1917 als Landarbciter

in Ostpreußen tätig° Nach seiner Entlassung aus der

Reichswehr im Jahre 1924 war er dann von 1925 an vor—

sicherungspflichtig beschäftigt, hauptsächlich im

Kraftfahrwesen° Der Kläger trat am 270 Juni 1945 in

den Dienst der Berliner Polizei„ Er wurde bis zum

25° September 1953 im Angestelltenverhältnis beschäf—

tigt und sodann in das Beamtcnverhältnis berufen„ Am

30„ September 1959 trat der Kläger wegen Erreichens

der Altersgrenze in seiner Laufbahn als Polizeibeamter

in den Ruhestand° Der Kläger entrichtete bis zu seiner

Ernennung zum Beamten Pflichtbeiträge zur Rentcnvcr—

sicherung der Arbeiter und Angestellten„ Danach ent—

richtete er freiwillige Beiträge an die Beklagte„ Er

hat eine Versicherungszeit von über 180 Monaten zu—

rückgelegto

Am 2° Oktober 1959 meldete sich der Kläger beim Ar—

beitsamt (ArbA) arbeits10s und wurde als Arbeitsuchen—

der eingetragen; er sprach in der Folgezeit regel—

mäßig einmal monatlich beim ArbA voro

Am 100 Oktober 1960 beantragte der Kläger bei der Be—

klagten Altersrmhegeld wegen einjähriger Arbeitslosig—

keit° Die Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom

3° Mai 1961 ab: Der Kläger sei nicht arbeitslos; er
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sei als pensionierter Beemter nicht ernstlich bereit,

eine Beschäftigung unter de n üblichen Bedingungen des

allgemeinen Arbeitsmarktes auszuüben; es mfsse angenom—

men werden, daß die Meldung des KM gers beim ArbA nur

den Zweck verfolgt habe, einen Rentenanspruch geltend

zu machen, Der Kläger führte dazu aus, er ha e eine

Beschäftigung aufnehmen wollen, weil sich seine Einkünf—

te infolgc seiner Pensionierung erheblich verringert

hätten; er habe sich beim ArbA ohne besondere Berufs—

bezeichnung registrieren lassen, dennoch sei seine Ar—

beitsvermittlung nicht gelungen°

Das Sozialgericht (SG) verurteilte die Bel:lagte, dem Klä—

g‘r ab 1. Oktober 1960 das Altersruhegeld zu gewähren

(Urteil vom 4° Mai 1962),

Die Beklagte legte Berufung ein,

Das Landessozialgerieht (LSG) wies die Berufung der Be—

klagten durch Urteil vom 26 März 1963 zurück: Die Vera us

setzungen für die Gewährung des vorzeitigen Altersruhe—

geldes nach 5 25 Abs, 2 AVG seien bei dem Kläger erfüllt,

Der Klä ger sei auch arbeitslos im Sinne dieser Vorschrift;

er wolle nech Beendigung seines Dienstverhö ltnisses wieder

in einem abhängigen Arbeitsverhältnis tätig werden, er er—

füllc danach die Begriff$merkmale des 5 75 Abs„ 1 des Ge—

setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvers ichecrung
(AVVAVG); der Ed äger stehe auch der Arbeitsvcrmittlung zur

Ve‘fügung im Sinne des 5 76 Abs„ 1 AVAVG; er habe sich
ohne besondere Berufsbezeichnung beim ArbA registrieren

lassen, er sei damit "für einen großen Kreis von Arbeiten

vermittlungsfähig gewesen?, er habe sich auch monatlich

geemeldet; dies sei ein zuverlässiges Indiz für seine sub—

jektivc Verfügbarkeit; der Nachw011s einer ernstlichcn Ar—

be sbere itschaft erfordere nicht, aß der Versicherte

"4-'"
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zusätzliche eigene Bemühungen, eine Stelle zu erlongen,

unternehme und dartue°

Das LSG ließ die Revision zuo

Das Urteil des LSG wurde der Beklagten am 240 Mai 1963

zugestellt„ Die Beklagte legte am 15„ Mai 1963 Revision

ein; sie beantragte9

die Urteile des SG Berlin und des

LSG Berlin aufzuheben und die Klage

abzuweisen,

hilfsweise das Urteil des LSG Berlin

aufzuheben und die Sache an das LSG

zurückzuverweisen°

Die Beklagte begründete die Revision — nach Verlängerung

der Revisionsbegründungsfrist — am 180 Juli 19630 Sie

machte geltend, das LSG habe @ 25 Abs° 2 AVG unriehtig

angewandto Der Kläger sei nach dem Berufsbild der letz—

ten Zeit vor der Arbeitslosmeldung kein "Arbeitnehmer”

im Sinne des 5 75 Abs° 1 AVAVG und deshalb nicht er—
beitsloso Das LSG habe, soweit es festgestellt habe, der

Kläger sei “ernstlieh” arbeitsbereit gewesen und er habe

sich der Arbeitsvermittlung "für einen großen Kreis von

Arbeiten” zur Verfügung gestellt, den Sachverhalt nicht

genügend geklärt und damit gegen @ loö des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) verstoßenc

Der Kläger beantragte,

die Revision zurückzuweisenu
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II

Die Revision ist zulässig (55 162 Abs, 1, 164 SGG); sie ist

auch begründeto

Nach 5 25 Abs, 2 AVG steht Altersruhegeld den Versicherten

zu, die eine Versieherungszeit von 180 Monaten zurückgelegt

und des 60, Lebensjahr vollendet haben — was beides bei dem

Kläger zutrifft — und außerdem seit mindestens einem Jahr

ununterbrochen arbeitslos sind, Für die Sehlußfolgerung,

der Kläger sei seit mindestens einem Jahr ununterbrochen

arbeitslos gewesen, reichen die tatsächlichen Feststellungen

des LSG nicht aus,

Das LSG hat zutreffend der Beurteilung der Arbeitslosigkeit

die @@75, 76 AVAVG in der seit April 1957 geltenden Fassung

zugrunde gelegt (BSG 14, 53; 15, 131; 18, 287), In diesen

Vorschriften ist der Begriff ”Arbeitslosigkeit” zwar nur in

5 75 AVAVGerläutert, während @76 AVAVG-die Voraussetzungen
festlegt, unter denen der Versicherte der Arbeitsvermittlung

zur Verfügung steht, Wie aber das Bundessozielgericht (BSG)

ebenfalls schon entschieden hat (BSG 15, 151; 18, 287; 20,

190), schließt die Arbeitslosigkeit im Sinne des 5 25 Abs,

2 AVG die Tatbestandsmerkmale des 5 76 AVAVG grundsätzlich

ein; das Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit soll danach

ebenso wie das Arbeitslosengeld (Alg) und die Arbeitslosen—

hilfe (Alhi) — 5 145 AVAVG — nur den Versicherten zugute

kommen, die trotz ihrer Besehäftigungslosigkeit arbeitswilm

lig und arbeitsfähig sind, also objektiv und subjektiv der

Arbeitsvermittlung — oder jedenfalls dem Arbeitsmarkt — zur

Verfügung stehen,
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Nach 5 75 Abs° 1 AVAVG ist arbeitslos9 wer "berufsmäßig

in der Hauptsache als Arbeitnehmer tätig zu sein pflegt9

aber vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhält—

nis steht" und nicht im Betrieb eines Angehörigen mit—

hilft„ Die Ansicht der Beklagten, der Kläger gehöre

schon deshalb nicht zum "Kreis der berufsmäßigen Arbeit—

nehmer" im Sinne des 5 75 Abs„ 1 AVAVG, weil er vor der
Arbeitslosmeldung als Polizeibeamter nicht versicherungs—

pflichtig beschäftigt gewesen sei, trifft nicht zu„ Wie

der Senat — im Anschluß an BSG 18, 287 — dargelegt hat,

kann die Eigenschaft "berufsmäßig als Arbeitnehmer tätig

zu sein" (@ 75 Abs° 1 AVAVG)‚schon durch den Entschluß

zur Aufnahme oder Wiederaufnahme abhängiger Arbeit be—

gründet werden; die vorherige Ausübung einer Arbeitneh—

mertätigkeit oder gar einer versicherungspfliehtigen Be—

schäftigung ist dazu nicht erforderlich (BSG 20‚ 190‚ 195)0

Deshalb gehört auch ein Beamter jedenfalls dann zum “Kreis

der berufsmäßigen Arbeitnehmer" im Sinne des 5 75 Abs° 1

AVAVG, wenn er sich nach seinem Ausscheiden aus dem öf—

fentlichen Dienst entschließt, eine abhängige Arbeit aus—

zuüben° 50weit das LSG auf Grund seiner tatsächlichen
Feststellungen bei dem Kläger die Voraussetzungen des

5 75 Abs° 1 AVAVGbejaht hat, ist danach seine Entschei—
dung nicht zu beanstanden°

Soweit jedoch das LSG die weitere Anspruchsvoraussetzung,

nämlich die Verfügbarkeit (@ 76 Abs„ 1 AVAVG) bejaht hat,

hält das angefochtene Urteil der Nachprüfung nicht stand°

Die Verfügbarkeit setzt nach 5 76 Abs„ 1 AVAVG u.a° voraus?
daß der Versicherte ernstlieh bereit ist‚ eine Beschäf—

tigung unter den üblichen Bedingungen des allgemeinea Ar—

beitsmarktesauszuübcn (@ 76 Abs° 1 Nr„ 1 AVAVG)° Das LSG

...‘7._
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hat diese Anspruchsvoraussetzung schon deshalb bejaht,

weil der Kläger sich nach seiner Pensionierung ohne be—

sondere Berufsbezeichnung beim ArbA habe registrieen las—

sen und sich in der folgenden Zeit dort monatlich gemeldet

habe° Es hat @ 76 Abso 1 Nr° 1 AVAVG jedoch unrichtig an—
gewandt9 wenn es im vorliegenden Fall davon ausgegangen
ist, daß ”in der Regel die Meldung beim ArbA ein zuver—

lässiges Indiz“ für die ernstlichc Arbeitsbereitschaft sei

und daß keine ”zusätzlichen eigenen Bemühungen” des Ver—
sicherten, einen Arbeitsplatz zu erlangen, verlangt wer—

den dürften, um die ernstliche Arbeitsbereitschaft zu de—

kumonticrcn° Es entspricht nicht dem Sinn und Zweck des

% 25 Abs° 2 AVG — abweichend von dem Regelfall des @ 25

Abs„ 1 AVG —, auch diejenigen Versicherten in den Genuß

des "vorzeitigen" Altersruhegeldes zu bringen9 die, ohne
>

um einen Arbeitsplatz ggnstl}gh'bemüht zu sein‚ durch die

Meldung beim ArbA lediglich die Gewährung des vorzeitigen

Altersruhegeldes anstreben; vielmehr sollen die Vergünsti—

gungen des vorzeitigen Altersruhegeldes nur die Versicher—

ten genießen? die sich im Alter zur Aufnahme oder Wieder—

aufnahme einer Arbeit entschließen, aber trotz intensiver

Benihungen keinen Arbeitsplatz mehr finden können„ Die

subjektive Verfügbarkeit9 insbesondere die ernstliche Ar—

beitsbereitschaft als Voraussetzung des vorzeitigen Alters—

ruhegeldes ist daher in jedem Einzelfall sorgfältig zu prü—

fen; es darf nicht stets oder auch nur in der Regel unter—

stellt werden, daß sich aus der bloßen Meldung beim ArbA

die ernstlichc Arbeitsbereitschaft ohne weiteres ergibt„

Als ernstlich arbeitsbereit kann nur der Versicherte gelten?

dessen Bereitschaft durch objektive Umstände in einer Weise

dargetan — belegt — ist? daß diese keinem vernünftigen

Zweifel unterliegt (vglo BSG 209 1909 197)0 Welcher

_g„
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objektive Sachverhalt dabei die Arbeitsbereitsehaft als

ernstlich kennzeichnen muß, entscheiden immer die Um—

stände des Einzelfalles° Zwar kann in den Fällen‚ in

denen ein Versicherter9 der bisher in einem (versiche—

rungspflichtigen) Besehäftigungsverhältnis gestanden hat

und dessen Arbeitsleben nach den allgemeinen Erfahrungen

noch nicht beendet ist, sich unmittelbar nach Beendi—

gung seines letzten Arbeitsverhältnisses als arbeitslos

gemeldet hat, der Arbeitslosmeldung als Indiz für die

ernstliehe Arbeitsbereitschaft größere Bedeutung zuge—

messen werdeno Der Meldung beim ArbA kommt aber als

Indiz für die Ernstliehkcit der Arbeitsbereitschaft nicht

die gleiche Bedeutung zu? wenn das Arbeitsleben infolge

Erreichens einer gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen

Altersgrenze üblicherweise beendet ist und an die Stelle

des bisherigen Arbeitseinkommens eine Versorgung auf

öffentlich—rechtlicher oder privatreehtlicher Grundlage

trittc' Der Senat hat auch bereits entschieden? daß in

den Fällen‚ in denen Versicherte lange Zeit keine Ar—

beitnehmertätigkeit mehr ausgeübt haben und sich erst

gegen Ende des 590 Lebensjahres als arbeitslos gemeldet
Ihaben, die bloße Arbeitslosmeldung als Beleg für die

ernstliche Arbeitsbereitschaft nicht ausreicht, weil

hier die Meldung beim ArbA möglicherweise nur den An—

schein der Arbeitslosigkeit hervorrufen soll (BSG 2o‚

19o, 197)° Dies muß aber auch gelten, wenn ein Ver—

sieherter‚ der — wie der Kläger — nach Beendigung seiner

Beamtenlaufbahn mit Pensionsberechtigung — und Abfindung

aus dem öffentlichen Dienst ausgeschieden ist, sich beim

ArbA meldet; auch hier ist die Möglichkeit nicht von der

Hand zu weisen? daß der Versicherte mit der Meldung beim

ArbA von vornherein nur die Gewährung des ”vorzeitigen"
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Altersruhegeldes angestrebt und sich infolgedessen nicht

ernstlich um die Erlangung eines neuen Arbeitsplatzes be—

müht hato Auch aus dem Umstand, daß sich die wirtschaft—

liche Lage eines Beamten bei seiner Pensionierung übli—

cherweise — vorhergcschcn — verschlechtert, ist nicht oh—

ne weiteres zu schließen, daß er deshalb ernstlich bereit

sei, eine neue Arbeitnehmertätigkeit unter den üblichen

Bedingungen des Arbeitsmarktes auszuübcn; dies gilt auch

dann, wenn die Berufslaufbahn — wie bei dem Kläger als

Polizeibeamter — bestimmungsgemäß mit dem 60, Lebensjahr

endet (vgl° auch Urteil des Senats vom 4, Februar 1965

— 11/1 RA 220/63, Revisionsurteil zu L 15 An 39/62 vom
28, Juni 1965 des LSG Berlin)°

Auch im vorliegenden Falle bedarf es deshalb zur Feststela

lung ausreichender objektiver Anhaltspunkte, aus denen sich

die crnstliche Arbeitsbereitschaft ergibt, der Prüfung der

gesamten Arbeitsbemühungen des Klägers; diese müssen ein—

deutig erkennen lassen, daß der Kläger sich fortlaufend um

eine Arbeitnehmertätigkeit unter den üblichen Bedingungen

des allgemeinen Arbeitsmarkts bemüht, aber trotz aller An—

strengungen und trotz günstiger Konjunkturlage keine Arbeit

gefunden hat° ‘

Bei inlegung dieser Maßstäbe genügen die vom LSG bisher

festgestellten Umstände — sowie auch sein allgemeiner Hin—

weis über die Schwierigkeit der Arbeitsvermittlung für al—

tere Personen — nicht, um die Ernstlichkeit der Arbeits—

bereitschaft des Klägers darzutun, Nach den bisherigen

Feststellungen des LSG sind die Arbeitsbemühungen des Klä—

gers nicht intensiv genug gewesen, um die ernstliche Ar—

beitsbereitschaft zu dokumentieren, da sich der Kläger

lediglich beim ArbA gemeldet hat; es ist im übrigen auch

..'] o-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


— 10 ;

insoweit nicht mit der erforderlichen Deutliehkeit zu

erkennen, ob sich der Kläger bei seiner Arbeitslosmel—

dung bereiterklärt hat, eine Beschäftigung unter den

üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes aus—

zuüben; der allgemeine Arbeitsmarkt umfaßt alle Be—

schäftigungcn, für die der Arbeitslose ohne Einschrän—

kung auf seinen Beruf bei verständiger Würdigung des

Einzelfalls in Betracht kommt (BSG 11, 16)° Aus den

bisherigen Feststellungen des LSG läßt sich jedenfalls

noch nicht der Schluß ziehen, daß der Kläger zur Aus—

übung einer Beschäftigung unter den üblichen Bedingungen

des allgemeinen Arbeitsmarktes ernstlich bereit gewesen

ist, Insoweit handelt es sich nicht um eine dem BSG

verschlosscne Beweiswürdigung; die Feststellung des Wil—

lens und der inneren Einstellung liegt zwar auf tat—

sächlichcm Gebiet, die Bereitschaft ist im wesentlichen

eine Tatfrage; ob die festgestellten objektiven Umstände

geeignet sind, die Ernstlichkcit des Arbeitswillens dar—

zutun, stellt dagegen eine Reehtsfrage dar; das Revi—

sionsgericht muß daher prüfen, ob das Berufungsgericht

den Sachverhalt zu Recht unter dieses Tatbestandsmerkmal

subsumiert hat (BSG 20, 190, 198)°

Da die Revision der Beklagten somit begründet ist, muß

das Urteil des LSG aufgehoben werden, Eine abschließen—

de Entscheidung in der Sache kann das BSG nicht treffen,

weil es möglich erscheint, daß der Kläger sich auch sonst

noch um unsclbständige Arbeit bemüht hat, was das LSG

von seinem Standpunkt aus nicht zu klären brauchte, In—

soweit bedarf es noch tatsächlicher Feststellungen, Der

Rechtsstreit ist deshalb an das LSG zu neuer Entschei—

dung zurüekzuverweisen (% 170 Abs° 2 SGG)° Das LSG wird

_11_
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nunmehr die gesamten Arbeitsbemühungen des Klägers in der

fraglichen Zeit erneut zu prüfen haben, es wird zweck—

mäßigerweise auch noch über die Art des Arbeitsangebots

des Klägers beim ArbA und über die Maßnahmen des ArbA im

konkreten Falle ermitteln° Ergibt sich danach, daß der

Kläger sich nicht weiter um Arbeit bemüht hat oder jeden—

falls doch nicht um eine Beschäftigung unter den üblichen

Bedingungen des Arbeitsmarkts‚ so wäre der Anspruch aus
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